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Ein Praxisleitfaden „Das Auto im Steuerrecht“ erschien 2017 bereits in der dritten
Auflage und fand großen Anklang bei Leserinnen und Lesern. Das Auto war und
ist in den Köpfen der in Österreich Lebenden nicht nur Transportmittel Nummer
eins,1 sondern auch Statussymbol und ebenso wichtig im Beruf und für die Ge-
staltung der Freizeit. In den letzten Jahren hat sich das Mobilitätsverhalten aber
in Österreich spürbar verändert. Die Veränderung des Mobilitätsverhaltens
und der Trend, zunehmend auch andere Verkehrsmittel als das Auto zu verwen-
den, haben verschiedene Ursachen, wie beispielsweise:

 Umweltbewusstsein: Viele Menschen erkennen die negativen Auswirkungen
des Autoverkehrs auf die Umwelt, insbesondere die Emission von Treibhaus-
gasen und Luftverschmutzung. Dies führt dazu, dass sie umweltfreundlichere
Alternativen wie Fahrradfahren, öffentliche Verkehrsmittel oder Car-Sharing
bevorzugen.

 Verkehrsstaus und Parkplatzmangel: In vielen Städten nimmt der Verkehr
stetig zu, was zu Staus und einem Mangel an Parkplätzen führt. Dies beein-
trächtigt die Lebensqualität und motiviert Menschen, nach anderen Mobilitäts-
lösungen zu suchen.

 Kosten: Autos sind teuer in Anschaffung, Unterhalt, Kraftstoff und Versiche-
rung. Viele Menschen ziehen es vor, auf kostengünstigere Verkehrsmittel um-
zusteigen, um Geld zu sparen.

 Urbanisierung: Immer mehr Menschen ziehen in Städte, wo der Zugang zu
öffentlichen Verkehrsmitteln und die Möglichkeit, zu Fuß oder mit dem Fahr-
rad unterwegs zu sein, oft besser sind als in ländlichen Gebieten.

 Gesundheit und Fitness: Radfahren und Laufen sind gesunde Alternativen
zum Autofahren, die zur körperlichen Fitness beitragen. Viele Menschen ent-
scheiden sich daher bewusst für diese aktiveren Mobilitätsformen.

 Technologische Innovationen: Neue Mobilitätslösungen wie E-Bikes, E-Scooter
und Car-Sharing-Apps machen es einfacher und bequemer, auf alternative Ver-
kehrsmittel umzusteigen.

 Veränderte Werte und Prioritäten: In den jüngeren Generationen ist das
Auto als Statussymbol weniger wichtig. Stattdessen legen sie Wert auf Nach-
haltigkeit, Lebensqualität und soziale Verantwortung, was zu einer Abkehr
vom Auto führt.

1 Statista Research Department, Statistiken zum Thema Mobilität in Österreich, abrufbar via https://
de.statista.com/themen/2030/mobilitaet-in-oesterreich/#topicOverview (Abrufdatum: 1.7.2025). 

fb-mobilitaet.book  Seite 1  Dienstag, 30. September 2025  11:51 11



1. Einleitung – Mobilität im 21. Jahrhundert

Tumpel/Bieber/Reindl (Hrsg), Persönliche Mobilität im Steuerrecht4, Linde2   

 Verkehrspolitik: Viele Städte und Länder fördern den Umstieg auf nachhal-
tige Verkehrsmittel durch Investitionen in den öffentlichen Verkehr, den
Ausbau von Radwegen und die Einführung von Umweltzonen oder verkehrs-
beruhigten Bereichen. Auch günstige Dauerkarten wie das regionale und bun-
desweite Klimaticket bewegen zur Nutzung des öffentlichen Verkehrs.

Flexible Lösungen für den individuellen Verkehr in Österreich im 21. Jahrhun-
dert könnten sich durch eine Kombination aus technologischen Innovationen,
verkehrspolitischen Maßnahmen und einer stärkeren Integration von Mobilitäts-
diensten entwickeln. Folgende Ansätze, die sowohl in städtischen als auch in
ländlichen Gebieten angewendet werden könnten, werden diskutiert:

 Elektromobilität: Die Förderung von Elektrofahrzeugen kann dazu beitragen,
den CO2-Ausstoß zu reduzieren und die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen
zu verringern. Dazu gehören der Ausbau von Ladeinfrastrukturen und Anreize
für den Kauf von Elektroautos.

 Car-Sharing und Ride-Sharing: Diese Dienste ermöglichen es den Menschen,
Autos gemeinsam zu nutzen oder Mitfahrgelegenheiten zu arrangieren, was
den Fahrzeugbestand reduziert und den Verkehr entlastet. Insbesondere in
ländlichen Gebieten könnten solche Angebote eine wichtige Ergänzung zum
öffentlichen Verkehr sein.

 Autonomes Fahren: Die Einführung autonomer Fahrzeuge kann das Ver-
kehrsaufkommen reduzieren, die Sicherheit erhöhen und die Notwendigkeit
von Parkflächen verringern. In ländlichen Gebieten könnten autonom fah-
rende Kleinbusse oder Shuttles eine flexible Alternative zum traditionellen
öffentlichen Verkehr bieten.

 Integrierte Mobilitätsplattformen: Eine stärkere Vernetzung von öffentlichem
Verkehr, Car-Sharing, Fahrradverleih und anderen Mobilitätsdiensten könnte
den Zugang zu multimodalen Transportmöglichkeiten erleichtern. Eine ein-
heitliche Buchungs- und Zahlungsplattform kann die Nutzung verschiedener
Verkehrsmittel attraktiver machen.

 Radverkehrsförderung: Der Ausbau von Radwegen und die Verbesserung
der Infrastruktur für Fahrradfahrer, wie zB sichere Fahrradabstellanlagen und
Fahrradverleihsysteme, fördern umweltfreundliche Alternativen zum Auto-
verkehr. E-Bikes können in ländlichen Gebieten besonders hilfreich sein, um
größere Distanzen zu überwinden.

 Parkraummanagement: Durch die Einführung von Parkraumbewirtschaftung,
wie Parkgebühren und Anwohnerparkzonen, kann der Parkdruck in Städten
reduziert und die Attraktivität von Alternativen zum eigenen Auto gesteigert
werden.

 Verkehrsberuhigung und Umweltzonen: Die Einführung von verkehrsberu-
higten Zonen und Umweltzonen in Städten kann den Verkehr reduzieren, die
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Lebensqualität verbessern und den Umstieg auf umweltfreundlichere Verkehrs-
mittel fördern.

 Öffentlicher Verkehr: Die Attraktivität des öffentlichen Verkehrs sollte
durch eine Verbesserung von Taktung, Komfort und Anschlussmöglichkeiten
gesteigert werden. In ländlichen Gebieten kann die Einführung von Rufbus-
sen oder On-Demand-Verkehren das Angebot ergänzen. Diese Systeme kön-
nen flexibel auf den tatsächlichen Bedarf der Nutzer reagieren und bieten
einen effizienteren Transport als starre Fahrpläne.

 Förderung von Mobilitäts-Apps: Digitale Anwendungen können dazu bei-
tragen, den Zugang zu Informationen über Verkehrsmittel und Mobilitäts-
dienste zu erleichtern und somit deren Nutzung anzuregen. Die Nutzung von
Technologien wie GPS-Tracking und Smartphone-Apps kann dabei die Pla-
nung und Koordination von Mobilitätsdiensten in ländlichen Gebieten ver-
einfachen. Dies kann dazu beitragen, den Zugang zu Informationen über Ver-
kehrsmittel und Mobilitätsdienste zu erleichtern und somit die Nutzung von
Alternativen zum eigenen Auto zu fördern.

 Flexible Arbeitsmodelle: Die Förderung von flexiblen Arbeitsmodellen, wie
Telearbeit und Homeoffice, kann dazu beitragen, das Verkehrsaufkommen in
ländlichen Gebieten zu reduzieren und die Verkehrsinfrastruktur zu entlasten.

 Gemeinschaftsinitiativen: Die Unterstützung von gemeinschaftsgetriebenen
Verkehrsprojekten, wie Bürgerbussen oder ehrenamtlich betriebenen Fahr-
diensten, kann die Mobilität in ländlichen Gebieten verbessern und soziale
Verbindungen stärken.

Bequemlichkeit und Zuverlässigkeit spielen eine entscheidende Rolle bei der
Akzeptanz und Nutzung von Verkehrslösungen. Wenn Menschen ihre individu-
ellen Verkehrsmittel wählen, sind Komfort, Zeitersparnis und die Zuverlässigkeit
relevante Faktoren, die ihre Entscheidung beeinflussen. Flexible Verkehrslösun-
gen müssen daher darauf abzielen, diese Anforderungen zu erfüllen oder sogar zu
übertreffen, um eine attraktive Alternative zum eigenen Auto oder traditionellen
Verkehrsmitteln darzustellen.

 Bequemlichkeit: Flexible Verkehrslösungen sollten den Nutzern Komfort und
Einfachheit bieten. Dazu gehören:
– Einfacher Zugang zu Informationen über Verkehrsmittel und Verbindungen,

zB über mobile Apps oder digitale Fahrpläne.
– Integrierte Buchungs- und Zahlungssysteme, die es ermöglichen, verschie-

dene Verkehrsmittel und Dienste mit einer einzigen Plattform zu nutzen.
– Gute Anbindung und kurze Umsteigezeiten zwischen verschiedenen Ver-

kehrsmitteln, um nahtlose Verbindungen zu gewährleisten.
– Komfortable und sichere Verkehrsmittel, die auch Annehmlichkeiten wie

WLAN, Lademöglichkeiten für elektronische Geräte und Klimaanlagen
bieten.
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 Zuverlässigkeit: Die Nutzer von flexiblen Verkehrslösungen erwarten, dass
diese Verkehrsmittel pünktlich und verlässlich sind. Um die Zuverlässigkeit
zu gewährleisten, sollten flexible Verkehrslösungen
– regelmäßige und gut getaktete Verbindungen anbieten, die den Bedürfnissen

der Nutzer entsprechen;
– Echtzeitinformationen über Verspätungen und Störungen bereitstellen,

damit die Nutzer ihre Reisepläne entsprechend anpassen können;
– bei Verspätungen oder Ausfällen entsprechende kostenlose und gut nutz-

bare Alternativen zur Verfügung stellen;
– robuste Systeme und Technologien einsetzen, um Ausfälle und Störungen

zu minimieren;
– ausreichende Kapazitäten bereitstellen, um die Nachfrage zu decken und

Überfüllung zu vermeiden.

Das Einschränken des Autoverkehrs kann eine wirksame Lösung sein, um Ver-
kehrsbelastung, Umweltauswirkungen und Lärmbelästigung zu reduzieren, insbe-
sondere in städtischen Gebieten. Allerdings sollte eine solche Maßnahme sorg-
fältig geplant und durchdacht sein, um die Mobilität und Zugänglichkeit aufrecht-
zuerhalten und negative Auswirkungen auf die Wirtschaft und das soziale Leben
zu vermeiden. Aus diesem Grund wird auf einen ausgeglichenen Maßnahmen-
Mix zurückgegriffen werden müssen, um die Einschränkung des Autoverkehrs für
die Bevölkerung akzeptabel zu machen und den Bedürfnissen von Berufspendlern,
Schülern und anderen Verkehrsteilnehmern gerecht zu werden:

 Verkehrsberuhigung: Die Einführung von verkehrsberuhigten Zonen, wie
Fußgängerzonen oder Tempo-30-Zonen, kann den Verkehr in bestimmten
Gebieten reduzieren und die Lebensqualität verbessern.

 Umweltzonen: Die Schaffung von Umweltzonen, in denen nur Fahrzeuge mit
bestimmten Emissionsstandards zugelassen sind, kann dazu beitragen, den
Autoverkehr zu reduzieren und die Luftqualität zu verbessern.

 Parkraummanagement: Durch die Einführung von Parkraumbewirtschaf-
tung, wie Parkgebühren und Anwohnerparkzonen, kann der Parkdruck in
Städten reduziert und die Attraktivität von Alternativen zum eigenen Auto
gesteigert werden.

 Stärkung des öffentlichen Verkehrs: Eine Verbesserung des öffentlichen Ver-
kehrsangebots und die Vernetzung mit anderen Mobilitätsdiensten können
dazu beitragen, den Umstieg von Autos auf umweltfreundlichere Verkehrsmittel
zu fördern.

 Förderung von Fahrrad- und Fußverkehr: Die Verbesserung der Infrastruktur
für Fahrradfahrer und Fußgänger kann dazu beitragen, umweltfreundliche
Alternativen zum Autoverkehr zu fördern.

 Straßenbenutzungsgebühren: Die Einführung von Straßenbenutzungsgebüh-
ren, wie City-Maut oder Staugebühren, kann dazu beitragen, den Autoverkehr
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zu reduzieren und die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln und Fahr-
rädern zu fördern.

 Car-Sharing und Ride-Sharing: Die Förderung von Car-Sharing- und Ride-
Sharing-Plattformen kann die Anzahl der Fahrzeuge auf den Straßen reduzie-
ren und die Mobilität in städtischen und ländlichen Gebieten erhöhen.

Steuerliche Maßnahmen können eine wichtige Rolle bei der Förderung flexibler
Verkehrslösungen in Österreich spielen. Zu den steuerlichen Maßnahmen, die
zur Förderung flexibler Verkehrslösungen beitragen können, gehören:

 Subventionen und Steuervorteile für Elektrofahrzeuge: Elektrofahrzeuge
werden in Österreich durch den Vorsteuerabzug von E-Pkws und E-Motor-
rädern sowie von E-Bikes bei unternehmerischer Nutzung, keine Normver-
brauchsabgabe, bis 30.3.2025 keine motorbezogene Versicherungssteuer und
die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines Öko-IFB steuerlich intensiv geför-
dert. Darüber hinaus wurde der Ankauf von Elektro-Fahrzeugen für den pri-
vaten Einsatz unterstützt.

 Steuerliche Anreize für Car-Sharing: Zuschüsse des Arbeitgebers für nicht
beruflich veranlasste Fahrten im Rahmen von Car-Sharing sind bis zu EUR 200
pro Kalenderjahr steuer- und beitragsfrei (§ 3 Abs 1 Z 16 lit d EStG und § 49
Abs 3 Z 33 ASVG).

 Steuerliche Anreize für Wochen-, Monats- oder Jahreskarten für Massen-
beförderungsmittel: Der Vorteil des Arbeitnehmers bei Kostenübernahme
für öffentliche Verkehrsmittel (zB Netzkarte, Streckenkarte, Klimaticket,
ÖsterreichCard der ÖBB) durch den Arbeitgeber stellt keinen steuerpflichtigen
Sachbezug dar.

 Steuerliche Anreize für Unternehmen: Steuerliche Anreize für Unternehmen,
die flexible Arbeitsmodelle (zB Homeoffice) oder nachhaltige Mobilitätslösungen
(zB E-Bikes oder E-Pkws als Dienstwagen) für ihre Mitarbeiter anbieten,
können dazu beitragen, die Verkehrsbelastung zu reduzieren.

 Besteuerung von Kraftstoffen: Eine höhere Besteuerung von Kraftstoffen,
insbesondere von fossilen Brennstoffen (zB durch die CO2-Bepreisung), kann
dazu beitragen, den Anreiz zur Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel
zu erhöhen. Die Einnahmen aus der motorbezogenen Versicherungssteuer
und aus Mauten könnten in den Ausbau von nachhaltigen Verkehrslösungen
oder in Subventionen für umweltfreundliche Verkehrsmittel investiert werden.

 Steuerliche Anreize für Fahrradnutzung und E-Bikes: Die steuerliche Be-
günstigung von Fahrradnutzung und E-Bikes, zB durch die Möglichkeit der
steuerfreien Überlassung von Dienstfahrrädern, macht die Nutzung attraktiver.

Insgesamt zeigt sich, dass nachhaltige Mobilität nur durch einen Policy-Mix er-
reicht werden kann. Neben dem Auto gibt es eine Vielzahl flexibler Mobilitäts-
lösungen, die dem Trend zu umweltbewusstem Verhalten Rechnung tragen und
gleichzeitig den Anforderungen an Komfort und Zuverlässigkeit gerecht werden.
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Die Einschränkung des Autoverkehrs zur Sicherung einer nachhaltigen Mobilität
kann einerseits durch flexible Angebote alternativer Mobilitätslösungen und deren
steuerliche Förderung, andererseits durch direkte (zB Verringerung der Verkehrs-
flächen für Autos) und indirekte (zB Parkraumbewirtschaftung) Einschränkun-
gen des Autoverkehrs sowie durch zusätzliche steuerliche Belastungen des Auto-
verkehrs mit fossilen Kraftstoffen gewährleistet werden.

1.2. Öffentlicher Verkehr
1.2. Öffentlicher Verkehr Thomas Bieber/Nadine Chiba

Der Begriff des „öffentlichen Verkehrs“ umfasst verschiedene Ausprägungen.
Grundsätzlich lässt sich zwischen öffentlichem Personenverkehr und öffentlichem
Güterverkehr unterscheiden. Der Fokus dieses Kapitels liegt dabei auf dem öffent-
lichen Personenverkehr, der sich weiter unterteilen lässt, etwa in den Personennah-
verkehr (ÖPNV) und den Personenregionalverkehr (ÖPNRV).2 Der ÖPNV versorgt
ein Stadtgebiet und sein Umland mit Transportmitteln wie Autobussen, Straßen-
bahnen, U-Bahnen und Eisenbahnen.3

Charakteristisch für den öffentlichen Personenverkehr ist die Beförderungspflicht
gegenüber der Allgemeinheit (zB § 2 EisbG4, § 1 Abs 1 KflG5, § 84 Abs 3 SchFG6,
§ 5 SeilbG 20037) sowie die Verpflichtung zur Veröffentlichung der Beförde-
rungsbedingungen. Diese sind der zuständigen Behörde teilweise im Vorfeld an-
zuzeigen oder von ihr zu genehmigen (§§ 22 ff EisbG, § 32 KflG, § 84 Abs 2 SchFG,
§ 87 SeilbG).8

Beispielsweise ist nach § 1 Abs 1 zweiter Satz KflG der Kraftfahrlinienverkehr un-
geachtet einer etwaigen Verpflichtung zur Buchung für jedermann zugänglich.
Der Begriff „jedermann“ bedeutet, dass ein Kraftfahrlinienverkehr nur dann be-
trieben wird, wenn er ohne Einschränkung auf eine bestimmte Benutzergruppe
für jedermann zugänglich ist.9

Wie in 1.1. skizziert, spielen bei Mobilitätsentscheidungen auch die Auswirkungen
auf Umwelt und Gesundheit eine Rolle. Die Bedeutung von Bahn und Linienbus als
Klimaschutzinstrument lässt sich anhand der vom Umweltbundesamt für das
Jahr 2022 veröffentlichten Emissionskennzahlen10 wie folgt festmachen: Die Bahn

2 BMK, abrufbar via https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/transport/nahverkehr/begriffe.html
(Abrufdatum: 1.7.2025). 

3 BMF, abrufbar via https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/transport/nahverkehr/begriffe.html
(Abrufdatum: 1.7.2025). 

4 Eisenbahngesetz 1957 (EisbG), BGBl 1957/60 idF BGBl I 2024/115. 
5 Kraftfahrliniengesetz (KflG), BGBl I 1999/203 idF BGBl I 2023/203.
6 Schifffahrtsgesetz (SchFG), BGBl I 1997/62 idF BGBl I 2021/230.
7 Seilbahngesetz 2003 (SeilbG 2003), BGBl I 2003/103 idF BGBl I 2020/139.
8 Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 91a Tz 10 (Stand: 20.1.2021).
9 VwGH 26.5.1999, 97/03/0024.
10 Umweltbundesamt, Emissionskennzahlen Datenbasis 2022, abrufbar unter https://www.umweltbundes-

amt.at/fileadmin/site/themen/mobilitaet/daten/ekz_pkm_tkm_verkehrsmittel.pdf (Stand: 1.7.2025). 
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verursacht mit etwa 11,1 Gramm CO2-Äquivalenten pro Personenkilometer knapp
20-mal geringere Emissionen als ein Pkw (Benzin)11 und etwa 33-mal weniger als
der Flugverkehr12. Auch der Linienbus ist mit knapp 55,2 Gramm CO2-Äquivalenten
pro Personenkilometer klimafreundlicher als der Pkw oder das Flugzeug.

Steuerliche Begünstigungen des öffentlichen Verkehrs finden sich in verschie-
denen Abgabengesetzen. Diese Begünstigungen basieren teils auf völker- und
unionsrechtlichen Vorgaben, teils auf ökologischen Zielsetzungen und teils
auf wettbewerbsrechtlichen Überlegungen. Aus Sicht der Betreiber öffentlicher
Verkehrsmittel ist zu berücksichtigen, dass, sofern in den Preisen von Sach-
gütern oder Leistungen enthaltene Steuern, Abgaben oder Zollbeträge ganz
oder teilweise entfallen, die Preise um diese Beträge herabzusetzen sind (§ 7
Preisgesetz 199213).

Zu den wesentlichen Begünstigungen des öffentlichen Verkehrs zählen:

 Abgabenrechtliche Begünstigungen der ÖBB nach § 50 Bundesbahngesetz
199214

– Für die im Bundesbahngesetz 1992 geregelten Gründungs-, Umgründungs-,
Verschmelzungs- und Umwandlungsvorgänge und die damit in Zusam-
menhang stehenden Rechtsgeschäfte oder rechtsgeschäftlichen Erklärungen
sind keine bundesgesetzlich geregelten Abgaben zu entrichten (§ 50 Abs 1
Bundesbahngesetz 1992).

– Die ÖBB-Infrastruktur AG ist von bundesgesetzlichen Abgaben mit Aus-
nahme der Umsatzsteuer, von den Bundesverwaltungsabgaben sowie den
Gerichts- und Justizverwaltungsabgaben befreit, soweit sich diese Ab-
gaben und Gebühren aus der Erfüllung der jeweiligen in diesem Bundes-
gesetz vorgesehenen Aufgaben dieser Gesellschaft ergeben (§ 50 Abs 2
erster Satz Bundesbahngesetz 1992). Unbeschadet dieser Bestimmungen
findet § 2 Z 1 lit b Grundsteuergesetz 1955 auf den Grundbesitz der ÖBB-
Infrastruktur AG Anwendung (§ 50 Abs 2 zweiter Satz Bundesbahngesetz
1992). Die Abgabenbefreiung erstreckt sich in Bezug auf die Grund-
erwerbsteuer, die aus Anlass eines Grundstückserwerbes durch die ÖBB-
Infrastruktur AG anfällt, auch auf den jeweiligen Vertragspartner (§ 50
Abs 2 dritter Satz Bundesbahngesetz 1992). Zu den bundesgesetzlichen
Abgaben iSd § 50 Abs 2 Bundesbahngesetz 1992 zählt auch die Versiche-
rungssteuer.15

11 Pkw (Benzin): 226,8 Gramm CO2-Äquivalente pro Personenkilometer.
12 Flug kurze Langstrecke (bis 4.000 km): 369,5 Gramm CO2-Äquivalente pro Personenkilometer.
13 BGBl 1992/145 idF BGBl I 2012/50. Das Preisgesetz 1992 ist grundsätzlich auf Preise für Sachgüter

und Leistungen anzuwenden. Es gilt aber nur insoweit, als nicht besondere bundesgesetzliche Vor-
schriften bestehen.

14 BGBl 1992/825 idF BGBl I 2021/231.
15 UFS 12.8.2010, RV/0368-W/09.

fb-mobilitaet.book  Seite 7  Dienstag, 30. September 2025  11:51 11



1. Einleitung – Mobilität im 21. Jahrhundert

Tumpel/Bieber/Reindl (Hrsg), Persönliche Mobilität im Steuerrecht4, Linde8   

 Befreiung der ÖBB-Gesellschaften von der Kommunalsteuer gemäß § 8
Z 1 KommStG16

– Von der Kommunalsteuer befreit sind nach § 8 Z 1 KommStG das Unter-
nehmen ÖBB-Gesellschaften (§ 3 Abs 4 KommStG) und die Österreichi-
schen Bundesbahnen mit 66 % der Bemessungsgrundlage. Nach § 3 Abs 4
KommStG gelten die ÖBB-Holding AG und ihre im Bundesbahngesetz
namentlich angeführten Tochter- und Enkelgesellschaften als ein Unter-
nehmen (ÖBB-Gesellschaften). Die Befreiung des § 8 Z 1 KommStG erstreckt
sich nicht nur auf den Bahn- und Busbetrieb, sondern auf alle unter-
nehmerischen Tätigkeiten der ÖBB (zB Kantinenbetrieb).17

 Grundsteuerbefreiung für dem öffentlichen Verkehr dienende Infrastruk-
turen gemäß § 2 Z 9 lit a GrStG18

– Keine Grundsteuer ist nach § 2 Z 9 lit a GrStG für die dem öffentlichen
Verkehr dienenden Straßen, Wege, Plätze, Brücken, künstlichen Wasser-
läufe, Häfen und Schienenwege, einschließlich der Seitengräben, Böschun-
gen, Schutzstreifen, Schneedämme und der zwischen den Gleisen oder
Fahrbahnen liegenden Geländestreifen, zu entrichten.

 Öffi-Tickets als Betriebsausgabe (§ 4 Abs 4 Z 5 EStG idF AbgÄG 2022)
– Im Rahmen des AbgÄG 202219 wurde als Anreiz zur Nutzung des öffent-

lichen Verkehrs und aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung ein pau-
schaler Betriebsausgabenabzug für Selbständige in Bezug auf gemischt
genutzte Verkehrsnetzkarten eingeführt (siehe korrespondierende Rege-
lung für Nichtselbständige in § 26 Z 5 EStG). Demnach können seit 2022
ohne weiteren Nachweis 50 % der Ausgaben für eine nicht übertragbare
Wochen-, Monats- oder Jahreskarte für Massenbeförderungsmittel pau-
schal als Betriebsausgaben geltend gemacht werden (alternativ zur weiter-
hin bestehenden Möglichkeit, den betrieblichen Nutzungsanteil glaubhaft
und die damit verbundenen tatsächlichen Kosten geltend zu machen). Die
pauschale Abzugsmöglichkeit von gemischt genutzten Verkehrsnetzkarten
besteht zusätzlich zum pauschalen Abzug im Rahmen der Basispauschalie-
rung oder der Kleinunternehmerpauschalierung.20 Wird eine gemischt
genutzte Leistung umsatzsteuerlich (mangels Nachweises der unterneh-
merischen Nutzung) dem Privatvermögen zugeordnet und damit der Vor-
steuerabzug ausgeschlossen, ist für die ertragsteuerliche Pauschalregelung
der Bruttobetrag (inkl USt) anzusetzen.21

16 BGBl 1993/819 idF BGBl I 2023/200.
17 Mayer/Schaffer in Bergmann/Pinetz/Spies (Hrsg), KommStG § 8 Tz 14. 
18 BGBl 1955/149 idF BGBl I 2024/135.
19 Abgabenänderungsgesetz 2022 BGBl I 2022/108.
20 § 17 Abs 1 und Abs 3a Z 3 lit a EStG.
21 EuGH 8.3.2001, C-415/98, Bakcsi; vgl Mayr, Die Highlights im AbgÄG 2022, RdW 2022, 495.
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1.2. Öffentlicher Verkehr

Tumpel/Bieber/Reindl (Hrsg), Persönliche Mobilität im Steuerrecht4, Linde    9

 Kostenübernahme für Fahrkarten für öffentliche Verkehrsmittel durch
den Arbeitgeber (§ 26 Z 5 EStG idF AbgÄG 2022)
– Seit 1.7.2021 kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Wochen-,

Monats- oder Jahreskarte steuerfrei zur Verfügung stellen oder die ent-
sprechenden Kosten gänzlich oder teilweise steuerfrei ersetzen. Die Steuer-
befreiung setzt jedoch voraus, dass die Tickets für Fahrten innerhalb
eines längeren Zeitraums (Wochen-, Monats- oder Jahreskarten) und zu-
mindest am Wohn- oder Arbeitsort gelten.

 Begünstigungen iZm der Elektrizitätsabgabe nach dem ElAbgG22: Vgl dazu
5.3.3.

 Umsatzsteuerbegünstigungen nach dem UStG23

– Die Beförderung von Personen mit Eisenbahnen, Schiffen und Luftfahr-
zeugen im grenzüberschreitenden Beförderungsverkehr, ausgenommen die
Personenbeförderung auf dem Bodensee (§ 6 Abs 1 Z 3 lit d UStG):24 Die
Befreiung wurde mit dem AbgÄG 202225 auf Eisenbahnen ausgedehnt – aus
ökologischen Gründen und als Schritt zur Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit internationaler Bahnverbindungen.26 § 6 Abs 1 Z 3 lit d UStG idF
AbgÄG 2022 ist mit 1.1.2023 in Kraft getreten (§ 28 Abs 58 Z 2 UStG).

– Die Leistungen der Eisenbahnunternehmer für ausländische Eisenbahnen
in den Gemeinschaftsbahnhöfen, Betriebswechselbahnhöfen und Grenz-
betriebsstrecken (§ 6 Abs 1 Z 6 lit b UStG).27

– Ermäßigter Umsatzsteuersatz iHv 10 % für die Beförderung von Personen
mit Verkehrsmitteln jeder Art, soweit nicht § 6 Abs 1 Z 3 oder § 10 Abs 3
Z 9 UStG anzuwenden ist (§ 10 Abs 2 Z 6 UStG).28

– Ermäßigter Umsatzsteuersatz iHv 13 % für die Beförderung von Personen
mit Luftverkehrsfahrzeugen, soweit nicht § 6 Abs 1 Z 3 UStG anzuwenden
ist (§ 10 Abs 3 Z 9 UStG).29

 Mineralölsteuerbefreiung für als Schiffsbetriebsstoff abgegebenes Mineralöl
und Kraftstoffe auf bestimmten Gewässern (§ 4 Abs 1 Z 2 MinStG 202230):
Vgl dazu 1.9.3.

22 BGBl 1996/201 idF BGBl I 2023/201.
23 BGBl 1994/663 idF BGBl I 2025/7.
24 Vgl dazu Ruppe/Achatz, UStG6 § 6 Tz 62 ff. 
25 BGBl I 2022/108.
26 EB RV 1534 BlgNR 27. GP 2 und 20. 
27 Vgl dazu Ruppe/Achatz, UStG6 § 6 Tz 76.
28 Vgl dazu Ruppe/Achatz, UStG6 § 10 Tz 107 ff. 
29 Vgl dazu Ruppe/Achatz, UStG6 § 10 Tz 185.
30 BGBl 1994/630 idF BGBl I 2024/72; vgl zu dieser Befreiung auch Erlass des BMF vom 13.2.2007,

BMF-010220/0026-IV/9/2007, Mineralölsteuerfreie Abgabe von Schiffsbetriebsstoffen an Donau-
schiffe.
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